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Einziger Punkt der Tagesordnung 

a) Gesetzentwurf der Bundesregierung 

Entwurf eines Gesetzes zur Weiterentwicklung 
des Behindertengleichstellungsrechts 

BT-Drucksache 18/7824 

 

b) Antrag der Abgeordneten Katrin Werner, Sigrid 
Hupach, Matthias W. Birkwald, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. 

Eine halb barrierefreie Gesellschaft reicht nicht 
aus - Privatwirtschaft zu Barrierefreiheit 
verpflichten 

BT-Drucksache 18/7874 

 

c) Antrag der Abgeordneten Corinna Rüffer, 
Kerstin Andreae, Britta Haßelmann, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN 

Behindertengleichstellungsrecht mutig 
weiterentwickeln 

BT-Drucksache 18/7877 

 

Vorsitzende Griese: Einen wunderschönen Tag, meine 

Damen und Herren, herzlich willkommen zur öffentli-

chen Anhörung des Ausschusses für Arbeit und Sozia-

les. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich begrüße Sie sehr 

herzlich.  

Gegenstand dieser öffentlichen Anhörung sind folgende 

Vorlagen: unter a) Gesetzentwurf der Bundesregierung 

„Entwurf eines Gesetzes zur Weiterentwicklung des Be-

hindertengleichstellungsrechts“ BT-Drs. 18/7824, unter 

b) Antrag der Abgeordneten Katrin Werner, Sigrid Hu-

pach, Matthias W. Birkwald, weiterer Abgeordneter und 

der Fraktion DIE LINKE. „Eine halb barrierefreie Gesell-

schaft reicht nicht aus - Privatwirtschaft zu Barrierefrei-

heit verpflichten“, BT-Drs. 18/7874 und unter c) Antrag 

der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN „Behinderten-

gleichstellungsrecht mutig weiterentwickeln“ auf BT-

Drs. 18/7877.  

Die von den Verbänden, Institutionen und Einzelsach-

verständigen abgegebenen Stellungnahmen liegen Ihnen 

auf der Ausschuss-Drucksache 18(11)599 vor.  

Ich bin gebeten worden - und tue dies gerne -, Ihnen zu 

sagen, warum wir hier in diesem Saal sind und ein we-

nig weit auseinander sitzen. Das soll keine Distanz be-

deuten, sondern es ist in der Tat einer der wenigen Säle 

im Deutschen Bundestag, in dem man mit Rollstühlen 

einigermaßen hineinkommt. Wir haben ansonsten runde 

Sitzungssäle, in denen auch noch Säulen im Weg ste-

hen. Da ist es sehr viel schwieriger. Deshalb sitzen wir 

heute hier in ungewohnter Sitzordnung. Dafür versu-

chen wir, dem Anliegen des heutigen Themas gerecht 

zu werden und etwas barrierefreier zu sein, indem man 

hier mit Rollstühlen besser hineinkommt. Wir haben 

auch für die heutige Sitzung eine Gebärdendolmet-

schung. Herzlichen Dank. Wir haben ebenso zum ersten 

Mal Gebärdendolmetscher im Livestream in der Fern-

sehübertragung. Also bemühen wir uns, soweit es geht, 

diesem Anliegen gerecht zu werden.  

In der Tat haben wir ein wichtiges Thema zu behan-

deln: das Bundesbehindertengleichstellungsgesetz, das 

2002 eingeführt wurde. Es ist jetzt evaluiert worden und 

wird jetzt novelliert. Wir wollen damit das große Ziel 

verfolgen, den Begriff der Behinderung an den Wortlaut 

der UN-Behindertenrechtskonvention anzupassen und 

nicht mehr defizitorientiert zu denken, sondern das Ziel 

der Teilhabe in den Mittelpunkt zu stellen. Wie gesagt, 

in diesem Saal versuchen wir es auch schon praktisch 

umzusetzen. Die Verbesserung der Barrierefreiheit ist 

ebenfalls Thema der heute vorliegenden Vorlagen, mit 

der Aufnahme der Leichten Sprache, der Klarstellung 

des Benachteiligungsverbotes und vieles mehr. 

Ich freue mich im Namen des Ausschusses für Arbeit 

und Soziales sehr, dass wir eine große interessierte 

Fachöffentlichkeit haben. Ganz besonders begrüße ich 

unsere Sachverständigen, die Vertreter der Verbände, 

Institutionen und die Einzelsachverständigen, von den 

wir heute gerne hören möchten, wie Sie die vorliegen-

den Vorlagen beurteilen. Außerdem begrüße ich ganz 

herzlich die Parlamentarische Staatssekretärin aus dem 

BMAS, Frau Kramme.  

Ich darf Ihnen zum Ablauf der heutigen Anhörung ein 

paar Erläuterungen geben: Die uns zur Verfügung ste-

hende Beratungszeit von 70 Minuten wird nach dem üb-

lichen Schlüssel entsprechend ihrer jeweiligen Stärke 
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auf die Fraktionen aufgeteilt. Dabei wechseln die Frage-

steller nach jeder Frage - d. h. also: eine Frage, eine Ant-

wort. Das ist der Hinweis an die Abgeordneten, mög-

lichst präzise Fragen zu stellen, die konkrete Antworten 

zulassen. Sagen Sie bitte zu Beginn, wen Sie von den 

Sachverständigen fragen. Wegen der Kürze der zur Ver-

fügung stehenden Zeit sind Eingangsstatements der 

Sachverständigen nicht vorgesehen. Dann noch der Hin-

weis, wir machen am Ende noch eine so genannte „freie 

Runde“ von fünf Minuten, wo nochmal Fragen aus allen 

Fraktionen kommen können, wenn noch wichtige Dinge 

übrig geblieben sind. 

Jetzt begrüße ich die Sachverständigen und rufe sie da-

für einzeln auf und schaue, ob alle da sind: vom Deut-

schen Landkreistag Herrn Dr. Torsten Mertins, vom 

Deutschen Caritasverband e.V. Frau Dr. Elisabeth Fix, 

von der Arbeitsgemeinschaft der Schwerbehinderten-

vertretungen des Bundes Herrn Dr. Alexander von 

Boehmer, vom Deutschen Blinden- und Sehbehinder-

tenverband e.V. Herrn Andreas Bethke, von der Bundes-

vereinigung Lebenshilfe e.V. Frau Dr. Bettina Leonhard, 

vom Sozialverband VdK Deutschland e.V. Herrn Dr. 

Volker Sieger. Herzlich willkommen heißen möchte ich 

auch die Einzelsachverständigen Herrn Klaus-Peter 

Wegge, Herrn Prof. Dr. Ing. Gerhard Loeschcke, Herrn 

Robert Richard, Herrn Prof. Dr. iur. Felix Welti sowie 

Herrn Matthias Rösch. 

Wir haben für die heutige Sitzung auch die Übersetzung 

in Gebärdensprache vorgesehen, ebenso im Livestream.  

Wir beginnen jetzt mit der Befragung der Sachverständi-

gen. Das geht bei uns so, dass zuerst die CDU/CSU-Frak-

tion mit der Fragerunde beginnt, und zwar der Kollege 

Herr Schummer.  

Abgeordneter Schummer (CDU/CSU): Ich habe eine 

Frage an den Vertreter des Landkreistages. Wir entwi-

ckeln eine Bundesfachstelle für Barrierefreiheit aus ei-

nem Modell heraus. Was erwarten Sie durch so eine 

Bundesfachstelle Barrierefreiheit, die an der Knapp-

schaft angesiedelt werden soll, an konkreter Unterstüt-

zung? 

Sachverständiger Dr. Mertins (Deutscher Landkreistag): 

Wir erwarten uns von der Stelle vor allem Impulse für 

die Weiterentwicklung der Barrierefreiheit. Letztendlich 

ist die Frage der Barrierefreiheit für uns als Landkreise 

immer eine Sache, die sich auf der Landesebene abspie-

len wird. Insofern ist eine auf der Bundesebene angesie-

delte Stelle aus unserer Sicht ein Impulsgeber, deren 

Anregungen dann auf der Landesebene umzusetzen wä-

ren.  

Abgeordneter Lagosky (CDU/CSU): Ich habe eine Frage 

an Robert Richard und Klaus Peter Wegge. Der Evaluati-

onsbericht empfiehlt, die Zielvereinbarung aus dem Be-

hindertengleichstellungsgesetz in das Allgemeine 

Gleichbehandlungsgesetz (AGG) zu überführen und sie 

dem Benachteiligungsverbot nach § 19 AGG zuzuord-

nen. Nichtabschluss oder die Missachtung von Zielver-

einbarungen sollen zudem als Indiz für eine Diskrimi-

nierung nach § 22 AGG angesehen werden. Kann eine 

solche Schärfung der Zielvereinbarung Unternehmen 

dazu bewegen, mehr für Barrierefreiheit zu tun? Was 

spricht dafür? Gibt es Gründe, die dagegen sprechen? 

Sachverständiger Richard: Dieser Vorschlag ist sehr 

gut. Die Zielvereinbarung sollte als Instrument durchaus 

übernommen werden in das AGG. Die Frage ist aber, in 

welchem Kontext und mit welchen Folgen. Ich würde 

vorschlagen, in dem Kontext der Übernahme der ange-

messenen Vorkehrungen, die auch ins AGG übernom-

men werden könnten und in diesem Zusammenhang 

machen Zielvereinbarungen zur Ausfüllung dieses Be-

griffs Sinn, sehr viel Sinn. Sie sollten darüber hinaus, 

selbst wenn es nicht zu einer Übernahme der angemes-

senen Vorkehrungen in das AGG käme, gleichwohl 

übernommen werden. Wobei hinsichtlich der Folge der 

Vermutung, dass eine Verweigerung des Abschlusses ei-

ner Zielvereinbarung die Vermutung in sich birgt, dass 

Barrierefreiheit nicht erreicht ist, diese Vermutung 

würde ich nicht mittragen; denn man kann nicht einsei-

tig unterstellen, aus welchen Gründen eine Zielverein-

barung scheitert. Aber Impulse für die Entwicklung von 

Barrierefreiheit im privaten Bereich, im privaten Sektor 

würde durch die Zielvereinbarung in jedem Fall unter-

stützt werden. Danke. 

Sachverständiger Wegge: Das Thema Zielvereinbarung 

ist im Behindertengleichstellungsgesetz nicht wirklich 

erfolgreich gewesen. Ich halte nichts davon, jetzt den 

Versuch zu starten, die Zielvereinbarung in das AGG 

hineinzuziehen. Ich würde viel mehr empfehlen, das In-

strument der Zielvereinbarung etwas zu schärfen, insbe-

sondere vor dem Hintergrund, dass wir einen Europäi-

schen Accessibility Act (EAA) erwarten. Der Entwurf 

liegt seit dem 3. Dezember 2015 zur Kommentierung of-

fen und befindet sich zurzeit im sogenannten Trialog. 
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Im EAA werden ganz andere Maßnahmen vorgeschla-

gen. Und wenn diese nur halbwegs zum Tragen kom-

men, wird das auf uns in Deutschland enorme Auswir-

kungen haben. Der Zweck der Zielvereinbarungen ist 

nach meinem Verständnis immer gewesen, Produkte 

und Dienstleistungen mehr barrierefrei zu gestalten und 

weniger auf das Thema Diskriminierung/Antidiskrimi-

nierung einzugehen. Schließlich fürchte ich, dass sich 

Unternehmen zwar mehr mit dem Thema Barrierefrei-

heit beschäftigen, aber weniger mit den Technikern und 

Ingenieuren, sondern vielmehr mit den Juristen. Und 

ich glaube, das wäre nicht zielführend. 

Abgeordneter Schiewerling (CDU/CSU): Meine Frage 

geht noch einmal an Prof. Welti, an Prof. Loeschcke und 

Herrn Wegge vom Deutschen Landkreistag. Es geht 

nochmals um die Kosten für den barrierefreien Umbau 

von Bestandsgebäuden. Diese sind ja abhängig vom Ge-

bäudebestand und dem Stand der bereits errichteten 

Barrierefreiheit. Da gibt es eine Studie der Schweizeri-

schen Fachstelle für behindertengerechtes Bauen, die 

beziffert die Anpassungskosten bei Bestandsbauten mit 

einem Durchschnitt von 4 % des Gebäudeversiche-

rungswertes bzw. bis zu 15 % der Umbaukosten. Ist das 

in dieser Größenordnung realistisch oder sind andere 

Größenordnungen realistischer? 

Sachverständiger Prof. Dr. iur. Welti: Ich kann vermu-

ten, dass diese Studie auf einer seriösen Basis entstan-

den ist. Wichtig ist der Ansatz, in dem jetzt vorliegen-

den Entwurf zu sagen, wann immer Bauarbeiten ange-

packt werden, also auch bei jedem Umbau, die Barriere-

freiheit mitzudenken. Dann ist es oft gar nicht teurer. 

Deswegen ist das ein wichtiger Punkt zur Verbesserung. 

Die Bestandsaufnahme, die im Gesetzentwurf vorgese-

hen ist, sollte so ausfallen, dass auch gleich miterhoben 

wird, welche Kosten zu erwarten sind. Diese Bestands-

aufnahme ist eine Vorlage für den Gesetzgeber, danach 

weitere Schritte zu ergreifen. Nur dann wird es auch mit 

dem konform sein, was die UN-BRK verlangt. 

Sachverständiger Prof. Dr.-Ing. Loeschcke: Nach mei-

nen Erfahrungen ist das realistisch, was in der Schweiz 

passiert. Ich habe sehr gute Kontakte zur Schweiz und 

kann nachvollziehen, wie die Untersuchung entstanden 

ist. Ich bin der Meinung, dass Sie quasi diese Werte an-

setzten können. 

Sachverständiger Wegge: Das kann ich ganz kurz ma-

chen. Im Prinzip kann ich mich den Vorrednern an-

schließen. Die Richtwerte von 4 bis 15 % sind vernünf-

tig. Es gibt allerdings auch Fälle, in denen das 15%-Li-

mit überschritten wird. Deshalb besteht eine Idee darin, 

dass das Budget genutzt wird und zumindest Barriere-

freiheit vorzubereiten, so dass zu einem späteren Zeit-

punkt darauf aufgebaut werden kann.  

Abgeordnete Schmidt (Ühlingen) (CDU/CSU): Ich 

möchte gerne Herrn Richard eine Frage stellen. Die Cari-

tas schreibt in ihrer Stellungnahme, dass § 6, der die 

Kommunikationshilfen behandelt, zu stark auf die Be-

lange von Menschen mit Sinnesbehinderung kon-

zentriert ist. Welchen konkreten Änderungsbedarf sehen 

Sie hier?  

Sachverständiger Richard: Beim § 6 habe ich in meiner 

Stellungnahme einen Änderungsbedarf, bezogen auf 

taubblinde Menschen, gesehen. Dies sind zugegebener-

maßen auch sinnesbehinderte Menschen. Hinsichtlich 

anderer Behinderungsarten sehe ich an dieser Stelle kei-

nen Änderungsbedarf. Ich sehe hier die allgemeine 

Norm der angemessenen Vorkehrungen und des Diskri-

minierungsverbots als ausreichend an, und dies deswe-

gen, weil Menschen mit psychischen Beeinträchtigun-

gen sehr vielfältige Formen der unterstützenden Kom-

munikation benötigen, die sich aktuell nicht - jedenfalls 

nicht für mich erkennbar - in gesetzliche Instrumente 

fassen lassen.  

Abgeordnete Schmidt (Ühlingen) (CDU/CSU): Ich 

möchte gerne der Deutschen Caritas dieselbe Frage stel-

len.  

Sachverständige Dr. Fix (Deutscher Caritasverband 

e. V.): Ich sehe im § 6 durchaus Änderungsbedarf. Der 

bisherige § 6 hat sich auf die Gebärdensprache fokus-

siert. Es waren aber immer auch die anderen Kommuni-

kationshilfen in der Überschrift enthalten. Diese sind 

jetzt aus der Überschrift herausgenommen worden. 

Stattdessen sind die Belange von Menschen mit Hör- o-

der Sprachbehinderungen in die Überschrift aufgenom-

men werden, so dass der Eindruck entsteht, dass hier 

doch eine Verengung des § 6 auf Menschen mit Sinnes-

behinderungen stattfindet. Wir meinen, es sollten hier 

alle Menschen mit Behinderungen im § 6 in den Blick 

genommen werden.  
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Bei den anderen Kommunikationshilfen - das hatte 

mein Vorredner schon ausgeführt - ist es wichtig, unter-

stützende Kommunikationshilfen anzubieten, insbeson-

dere bei Menschen mit geistigen Behinderungen. Diese 

müssen unbedingt in diesen Paragraphen aufgenommen 

werden. Wir haben zum Gesetz einen Änderungsvor-

schlag eingebracht, und zwar soll ein neuer Absatz 4 in 

das Gesetz eingefügt werden, der lauten soll; „Soweit 

Kommunikationshilfen von Menschen mit Behinderun-

gen nicht von den Regelungen der Absätze 1 bis 3 er-

fasst werden, haben diese das Recht, nach Maßgabe der 

einschlägigen Gesetze andere geeignete Kommunikati-

onshilfen zu verwenden“. Wir bitten um Berücksichti-

gung dieses Vorschlags.  

Abgeordneter Zech (CDU/CSU): Ich habe eine Frage an 

Herrn Dr. Mertins und auch an Herrn Richard. Wir ha-

ben die Situation, dass wir in der Verwaltung grund-

sätzlich an die Rechtstreue nicht nur gehalten, sondern 

gebunden sind, und somit im Widerspruchsverfahren 

für den Petenten keine Kosten entstehen. Das heißt, ein 

Widerspruchsverfahren ist grundsätzlich kostenfrei. 

Welche Auswirkungen hätte denn jetzt dieses angedach-

tes Schlichtungsverfahren? Welche Vorteile erhofft man 

sich? Welche Vorteile hätte es überhaupt im öffentli-

chen Recht, einmal für die zu verhandelnde Stelle, aber 

vor allem für die Menschen, um die es geht, nämlich 

die, die den Widerspruch einlegen? 

 Sachverständiger Dr. Mertins (Deutscher Landkreis-

tag): Ich glaube, für die Menschen, die  sonst Wider-

spruch einlegen könnten und sich an die Schlichtungs-

stelle wenden, hat es den klaren Vorteil, dass es ein nie-

derschwelliges Angebot ist und auch auf eine gütliche 

Streitbeilegung ausgerichtet ist. Es ist der Sinn eines 

Schlichtungsverfahrens, dass man versucht, die Kuh 

vom Eis zu holen, bevor es zu einem rechtsförmlichen 

Verfahren kommt. In der Regel ist ein Widerspruch dem 

Klageverfahren vorgeschaltet, mit anderen Worten, es 

mündet in allen Fällen, wo nicht ein offensichtlicher 

Irrtum vorliegt, ein Widerspruchsverfahren in ein an-

schließendes Klageverfahren. Natürlich gibt es die Mög-

lichkeit der Selbstkorrektur, aber erfahrungsgemäß pas-

siert das verhältnismäßig selten, so dass ein Schlich-

tungsverfahren durchaus eine Möglichkeit ist, das 

Ganze auf einem niederschwelligen Level zu einer gütli-

chen Einigung zu führen. 

Sachverständiger Richard:  Auch ich bin der Auffas-

sung, dass ein Schlichtungsverfahren deutliche Vorteile 

gegenüber dem Widerspruchsverfahren hätte, um den 

Rechten von Menschen mit Behinderungen und auch 

insgesamt einem Interessenausgleich zuträglich zu sein. 

Zwar wird im Widerspruchsverfahren der Sachverhalt 

nochmal erhoben und auch Ermessen ausgeübt, aber das 

geschieht durch zunächst die den Bescheid erlassende 

Behörde oder eben die höhere Behörde. In einem 

Schlichtungsverfahren ist es so, dass auch unbeteiligte 

Dritte mit ins Spiel kommen, und versuchen zu vermit-

teln, hohe Sachkompetenz, insbesondere auch eine 

hohe Kommunikationskompetenz mitbringen und 

dadurch in sehr vielen Fällen auch eine gütliche Eini-

gung herbeiführen können. Das sieht man an dem Bei-

spiel Österreich, wo das Ganze noch flankiert ist mit ei-

ner Mediation, die ebenfalls kostenfrei ist, so dass in 50 

Prozent aller Fälle in Österreich das Schlichtungsver-

fahren zu einer gütlichen Einigung führt. 

Abgeordneter Schummer (CDU/CSU): Meine Frage rich-

tet sich an den Vertreter des Deutschen Blinden- und 

Sehbehindertenverbandes. Was kann getan werden, um 

insgesamt die Gebärdensprache stärker in den Medien 

zu verankern und auch in der Aus- und Weiterbildung? 

Was schlagen Sie vor, um die Gebärdendolmetscher, als 

sehr wichtigen und zentralen Beruf, quantitativ zu stär-

ken und um auch mehr Gebärdendolmetscher in der 

Ausbildung zu bekommen? 

Sachverständiger Bethke (Deutscher Blinden- und Seh-

behindertenverband e. V.): Das Erste wäre, dass man 

auch im Gesetz hier nochmal die Gebärdensprachdol-

metscher im § 9 wieder mit aufnimmt, um ihn einfach 

an prominenter Stelle genannt zu haben. Das ist bisher 

allgemein unter dem Bereich Kommunikationshilfen ge-

fasst. Die besondere Leistung, die dort verlangt wird, 

droht ein bisschen verloren zu gehen.  

Das Zweite ist sicherlich, dass man schauen muss, erst 

einmal genügend Ausbildungsstätten wieder zu bekom-

men, und dann aber auch sicherzustellen, dass die Be-

zahlung in diesem Bereich auch weiterhin sichergestellt 

bleibt. Auch dafür wäre es nach meiner Auffassung 

wichtig, dass man entsprechend die Gebärdensprach-

dolmetscher auch weiterhin im Gesetz benennt.  

Es gibt noch einen weiteren Bereich, dem man sich ver-

stärkt zuwenden muss, der vor allem taubblinde Men-

schen betrifft, wo unterschiedliche Kommunikationsfor-

men angewandt werden, wo die begleitenden Gebärden 

benutzt werden. Das wären für mich Erweiterungen in 



  

 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 

   
 

18. Wahlperiode Protokoll der 73. Sitzung 
vom 25. April 2016 

Seite 1205 

 
 

der Qualifikation, die man dort noch mit ergänzen kann, 

um den Personenkreis zu erweitern und die Aufgaben-

stellung, die Einsatzmöglichkeiten noch mal zu erwei-

tern. 

Vorsitzende Griese: Jetzt haben wir noch eine Minute, 

die nehmen wir nachher dazu. Hier läuft eine Uhr rück-

wärts und die hat jetzt eine Minute übrig gehabt. Da 

sich das für eine sinnvolle Frage nicht richtig lohnt, 

nehmen wir diese Minute für die nächste Runde mit 

dazu und haben die Wortmeldungen notiert. Wir wech-

seln von der Fragerunde der CDU/CSU jetzt in die Fra-

gerunde der SPD-Fraktion und da beginnt Herr Dr. Rose-

mann. 

Abgeordneter Dr. Rosemann (SPD): Meine Frage geht an 

Herrn Bethke vom Deutschen Blinden- und Sehbehin-

dertenverband e. V. Grundlage für den Behinderungsbe-

griff im Behindertengleichstellungsgesetz ist die UN-Be-

hindertenrechtskonvention. Die Begriffe - Zitat „volle 

und wirksame“ - sind allerdings nicht Teil des Gesetzes-

textes, sondern finden sich nur in der Gesetzesbegrün-

dung wieder. Wie bewerten Sie denn diese Abweichung 

des Gesetzestextes von der UN-Behindertenrechtskon-

vention? Welche Auswirkungen sind aus Ihrer Sicht zu 

erwarten?  

Sachverständiger Bethke (Deutscher Blinden- und Seh-

behindertenverband e. V.): Zunächst begrüßen wir es 

sehr, dass der Behinderungsbegriff weiterentwickelt 

wird, grundsätzlich in Richtung UN-Behindertenrechts-

konvention. Er betont jetzt auf besondere Weise die 

Wechselwirkung zwischen individuellen und Umwelt-

Faktoren. Und umso wichtiger ist es, denke ich, dann 

den Begriff auch vollständig umzusetzen und demjeni-

gen der UN-Behindertenrechtskonvention anzupassen 

und wirklich die volle und wirksame Teilhabe aufzu-

nehmen und nicht nur die gleichberechtigte Teilhabe, 

genauso wie in der Gesetzesbegründung auch schon auf-

geführt. Der neue Begriff wird nur dann eine tatsächli-

che Gleichstellung und damit eine Schaffung gleicher 

Teilhabechancen für Menschen mit Behinderungen 

bringen, wenn er über eine formaljuristische Gleichbe-

handlung hinausgeht.  

Hier besteht eine besondere Verantwortung, weil der 

Behinderungsbegriff auch in andere Gesetze übernom-

men werden soll und weil dort dann auch die Frage der 

Wirksamkeit eine besondere Rolle spielen wird. Direkt 

wirksamer muss das Gesetz auch in anderen Bereichen 

werden. Hier ist mir eine Grundaussage des Gesetzes 

nicht konkret genug. Wir wissen alle, dass in den Be-

reich der Privatwirtschaft hinein dieses Gesetz leider 

nicht wirkt. Da hätte ich mir gewünscht, dass das Eini-

gungsverfahren - über so eines wurde ja gerade gespro-

chen, was das Forum der Juristinnen und Juristen vorge-

schlagen hat - mit ins Gesetz aufgenommen werden 

kann, damit man, was in Österreich passiert, nämlich 

dass man es dort wirklich schafft, bis die Frist im Pri-

vatbereich auch umgesetzt werden kann bzw. unver-

bindlich vorgeschrieben kann, in dieser Zeit dieses Eini-

gungsverfahren hat, um auch Schritte weiter zu kom-

men.  

Abgeordnete Kolbe (SPD): Meine Frage geht auch an 

Herrn Bethke. In § 4 des BGG wird die Definition von 

Barrierefreiheit erweitert, und zwar um das Kriterium 

der Auffindbarkeit. Wie bewerten Sie diese Erweite-

rung? 

Sachverständiger Bethke (Deutscher Blinden- und Seh-

behindertenverband e. V.): Es ist ein guter Schritt aus 

unserer Sicht in Richtung Terminal zwischen zwei 

Bahnhöfen oder eine Beschilderung in leichter Sprache 

oder mobile Anwendungen, um Auffindbarkeit zu ver-

bessern. Das wird damit unterstützt. Nötig wäre aus un-

serer Sicht noch der weitere Schritt, die Zugangsrechte 

mit Hilfsmitteln in diesem Definitionsbereich von Barri-

erefreiheit zu ergänzen. Barrierefreiheit bedeutet auch 

nach Art. 9 UN-BRK, notwendige Hilfsmittel, wie z. B. 

Blindenführungshunde oder Assistenzhunde mitzufüh-

ren und einsetzen zu können. Damit würden wir auch 

den Bereich der Erschwerniserleichterung, den Er-

schwernisabbau unterstützen. Einige Länder wie Hessen 

und Nordrhein-Westfalen haben dies auch schon be-

rücksichtigt. Dann wäre das aus unserer Sicht noch eine 

weitere Empfehlung, dies zu ergänzen. Gut ist es im Üb-

rigen auch, diesen Bereich zu ergänzen. Das wäre uns 

wichtig.  

Ein weiterer wichtiger Punkt, den wir für ergänzenswert 

halten, betrifft gerade den Bereich der digitalen Anwen-

dungen. Da haben wir es so, dass wir beispielsweise 

eine neue mobile Anwendung im Bereich der Flücht-

linge haben, ankommen heißt es hier. Wir haben eine 

Katastrophen-App, die Nina heißt, die leider nicht barri-

erefrei ist. Und der Katastrophenschutz ist eine Ge-

schichte, da müssen die Auffindbarkeit und die Barrie-

refreiheit gewährleistet sein. Deshalb wäre es uns ein 

großes Anliegen, diesen Bereich dann wohl eher im § 12 
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Abs. 1 zu ergänzen und dies noch zur Schärfung der 

Auffindbarkeit weiterhin zuzufügen.  

Abgeordnete Tack (SPD): Meine Frage richtet sich an 

Herrn Professor Welti. Es geht um den Bereich der Pri-

vatwirtschaft. Wir haben insbesondere im AGG und im 

Bürgerlichen Gesetzbuch bereits Anwendungen und Re-

gelungen für die Barrierefreiheit und den Benachteili-

gungsschutz. Sie haben in Ihrer Stellungnahme einen 

Vorschlag gemacht zum Verweis auf genau diese beiden 

Gesetze hin. Könnten Sie uns den kurz erläutern? 

Sachverständiger Prof. Dr. iur. Welti: Das Benachteili-

gungsverbot des Grundgesetzes wirkt auch schon auf 

die Privatwirtschaft. Das Bundesverfassungsgericht hat 

das mit seiner Entscheidung zur Barrierefreiheit im 

Wohnraummietrecht schon 2001 erkannt, und der Ge-

setzgeber hat dies auch damals in § 554 a aufgegriffen. 

Ebenfalls seit 2002 ist die Barrierefreiheit von Allgemei-

nen Geschäftsbedingungen schon in § 305 BGB geregelt. 

2006 wurde die Benachteiligung wegen einer Behinde-

rung bei allen Massengeschäften des Zivilrechts in § 19 

AGG ausdrücklich verboten, also im Verbraucherschutz-

recht.  

Spätestens durch die UN-BRK ist verdeutlicht worden, 

dass dieses Benachteiligungsverbot auch angemessene 

Vorkehrungen und Zugänglichkeit umfassen muss. Der 

UN-Fachausschuss hat das nochmals ausdrücklich ein-

gefordert. Nach der Evaluation und den Erfahrungen der 

Verbände sind die Zielvereinbarungen mit Unterneh-

men nach § 5 deswegen nicht zustande gekommen, weil 

die Unternehmen und Unternehmensverbände den Ein-

druck hatten, dass Barrierefreiheit und Zielvereinbarun-

gen freiwillig sind und nichts daraus folgt, wenn man 

sie nicht abschließt. Das ist aber schon heute falsch. 

Wer nichts tut, damit behinderte Verbraucher Zugang 

zu Gütern und Dienstleistungen bekommen, diskrimi-

niert. Dagegen kann man auch heute schon individuell 

klagen oder eine Verbandsklage nach dem Verbraucher-

schutzrecht führen. Diesen Zusammenhang sollte man 

in § 5 Abs. 1 BGG am Anfang verdeutlichen: „Die 

Pflichten Privater zur Nichtdiskriminierung und Barrie-

refreiheit richten sich nach AGG und BGB. Die Zielver-

einbarungen können sie konkretisieren. Ordnungsrecht 

bleibt unberührt.“ Das wäre der Vorschlag, der die Ziel-

vereinbarungen wesentlich aufwerten würde. In einem 

nächsten Schritt müssten dann die zivilrechtlichen Re-

gelungen auch evaluiert und weiterentwickelt werden. 

Abgeordnete Tack (SPD): Meine nächste Frage richtet 

sich an den Vertreter der Arbeitsgemeinschaften der 

Schwerbehindertenvertretungen des Bundes. Und zwar 

geht es um die Regelung zur Herstellung von Barriere-

freiheit in Gebäuden und Informationstechnik, die in 

§ 8 und § 12 erweitert ist und eine Berichtspflicht ein-

schließt. Meine Frage ist, wie ist diese neue Regelung 

aus Ihrer Sicht zu bewerten? 

Sachverständiger Dr. von Boehmer (Arbeitsgemein-

schaft der Schwerbehindertenvertretungen des Bundes): 

Gestatten Sie mir eine Vorbemerkung. Wenn wir Rege-

lungen schaffen, ist es für die Anwendung auch insbe-

sondere durch die Schwerbehindertenvertretungen 

wichtig, dass wir klare Vorgaben haben. Des Weiteren 

ist es wichtig, dass Begriffe, die wir verwenden, nicht 

zu stark auslegungsbedürftig sind. Und wenn wir über-

haupt Ausnahmen zulassen wollen, dann sollte man 

sich darauf stützen, dass bewährte Begriffe, wie sie in 

anderen Gesetzen bereits existieren und in der Praxis 

von Arbeitgebern verwandt werden, auch dort zum Ein-

satz kommen. Also beispielsweise die Regelungen im 

§ 81 Abs. 4 des SGB IX. Wir denken als Schwerbehin-

dertenvertretung, dass hier ein richtiger und wichtiger 

Schritt voran getan wird - insbesondere im Baubereich.  

Es ist eben schon angesprochen worden, dass zukünftig 

alle Baumaßnahmen erfasst werden und die Gebäude 

barrierefrei zu gestalten sind, unabhängig von irgend-

welchen Wertgrenzen. Es ist auch sinnvoll, dass man 

bei einer Baumaßnahme gleichwohl den Blick auf an-

dere Bereiche lenkt, um auch dort dann die Barrierefrei-

heit zu gewährleisten. Ferner begrüßen wir, dass wir im 

Bereich der IT auch zu einer Ausweitung kommen. 

Gleichwohl denke ich, in der Praxis werden die Aus-

nahmen zu Anwendungsschwierigkeiten führen. Da 

sollte man noch einmal nachdenken, ob man das hier 

etwas enger fassen kann. 

Berichtspflichten sind gut und wichtig. 

Vorsitzende Griese: Es hat zwar geklingelt, aber Sie dür-

fen Ihren Gedanken in Ruhe zu Ende bringen. 

Sachverständiger Dr. von Boehmer (Arbeitsgemein-

schaft der Schwerbehindertenvertretungen des Bundes): 

Herzlichen Dank. Da sie zu einem bestimmten Zeit-

punkt einen Überblick über den Stand der Barrierefrei-

heit verschaffen,  wäre es zu begrüßen, wenn man diese 

Erkenntnisse auch gleich nutzt, um den Druck auch auf 
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Arbeitgeber beizubehalten, wie man denn in der Zu-

kunft gedenkt, weiter voranzuschreiten. Also welche 

Maßnahmen sollen ergriffen werden, mit welchen Prio-

ritäten, mit welchen Abstufungen, bis zu welchem Zeit-

punkt soll etwas dann tatsächlich umgesetzt werden? 

Dieses Momentum, denke ich, sollte man nutzen, um 

hier mit dem Bericht auch Pläne für konkrete Maßnah-

men und Zeiten vorzulegen. 

Vorsitzende Griese: Vielen Dank. Und dann wechseln 

wir zur Fragerunde der Fraktion DIE LINKE. und es be-

ginnt Frau Werner, bitte sehr. 

Abgeordnete Werner (DIE LINKE.): Meine Frage geht an 

Herrn Dr. Sieger vom VdK. Wie bewerten Sie den vorlie-

genden Gesetzentwurf? Welche Kritikpunkte gibt es aus 

Sichtweise des VdK? Welche müssten benannt werden?  

Sachverständiger Dr. Sieger (Sozialverband VdK 

Deutschland e. V.): Der VdK begrüßt die Absicht der 

Bundesregierung, durch eine Weiterentwicklung des Be-

hindertengleichstellungsrechts den Vorgaben der UN-

Behindertenrechtskonvention gerecht werden zu wol-

len. Allerdings sehen wir deutlichen Änderungs- und 

Ergänzungsbedarf. Dieser deckt sich im Wesentlichen 

mit den Anträgen, die seitens der Fraktion DIE LINKE., 

aber auch seitens der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN eingebracht wurden. Wir anerkennen, dass mit 

dem vorliegenden Gesetzentwurf die Träger öffentlicher 

Gewalt, insbesondere die Bundesverwaltung, stärker als 

bisher auf die Herstellung von Barrierefreiheit und den 

Abbau von Barrieren verpflichtet werden. Gleichzeitig 

müssen wir aber auch feststellen, dass die Verpflichtung 

der Träger öffentlicher Gewalt durch verschiedene Ein-

schränkungen im Gesetzentwurf nicht konsequent voll-

zogen wird. Zu nennen ist hier die Ausklammerung der 

Landesverwaltungen, soweit sie Bundesrecht ausführen, 

im Hinblick auf die Bestimmungen der §§ 9 bis 12 BGG 

NEU. Zu nennen ist hier auch das Fehlen einer verbind-

lichen Frist für die Herstellung vollständiger Barriere-

frei in den Bestandsbauten des Bundes in § 8.  

Des Weiteren bleiben die Vorgaben für Einrichtungen 

und juristische Personen des Privatrechts, an denen die 

Träger öffentlicher Gewalt beteiligt sind, diffus, da sie 

nach § 1 Absatz 3 lediglich die Ziele des Gesetzes in an-

gemessener Weise berücksichtigen sollen. Schließlich 

müssen auch institutionell geförderte Zuwendungsemp-

fänger nach § 1 Absatz 3 nur die Grundzüge des Geset-

zes berücksichtigen.  

Letztgenanntem könnte Abhilfe geschaffen werden, in-

dem das BGG unbeschadet eventueller Bagatellgrenzen 

finanzielle Mittel des Bundes - also auch Projekte - ge-

nerell an die Barrierefreiheit nach den allgemein aner-

kannten Regeln der Technik und an die Bestimmung 

des BGG knüpft.  

Meine bisherigen Ausführungen zielen auf eine punktu-

elle Ergänzung des BGG ab. Dies soll aber nicht den 

Blick dafür verstellen, dass die vorgesehene Novellie-

rung des Behindertengleichstellungsgesetzes von den 

Verbänden der Menschen mit Behinderungen als insge-

samt völlig unzureichend angesehen wird. Laut Begrün-

dung zum Gesetzentwurf ist Kernstück des Gesetzes die 

Herstellung von Barrierefreiheit in gestalteten Lebensbe-

reichen. Dieser Einschätzung müssen wir entschieden 

widersprechen. Mit dem vorgelegten Entwurf verküm-

mert das BGG zu einem Spartengesetz für die Bundes-

verwaltung.  

Vom Anspruch, Barrierefreiheit in den Lebensbereichen 

unseres Landes herzustellen und damit den Vorgaben 

der UN-Behindertenrechtskonvention nachzukommen, 

ist das weit entfernt.  

Der Hauptgrund für diese Einschätzung liegt in der Tat-

sache, dass mit dem vorgelegten Gesetzentwurf noch 

nicht einmal im Ansatz die Privatwirtschaft in die 

Pflicht genommen wird. Nach wie vor wird auf das In-

strument der Zielvereinbarung gesetzt, und das, obwohl 

die von der Bundesregierung in Auftrag gegebenen Stu-

die zur Evaluierung des BGG die weitgehende Wir-

kungslosigkeit dieses Instrumentes attestiert hat.  

Darüber hinaus werden die Feststellungen des zuständi-

gen UN-Fachausschusses in seiner allgemeinen Bemer-

kung Nr. 2 und in seinen abschließenden Bemerkungen 

zum Staatenbericht Deutschlands ignoriert. Danach ist 

eine Unterscheidung der Pflichten öffentlicher und pri-

vater Anbieter von Gütern und Dienstleistungen unzu-

lässig. Mit dem vorgelegten Gesetzentwurf unterlässt es 

die Bundesregierung, die Herstellung von Barrierefrei-

heit auf der Basis eines menschenrechtlichen Ansatzes 

zu verfolgen und handelt damit entgegen den von ihr 

völkerrechtlich eingegangenen Verpflichtungen.  

Tatsache ist doch, dass sich das Leben von Menschen 

mit Behinderungen in der Regel abseits der Bundesver-

waltung abspielt. Tatsächliche Teilhabe kann also nur 

geschaffen werden, wenn Barrierefreiheit alle Lebensbe-
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reiche durchdringt. Aber gerade hierzu trägt der Gesetz-

entwurf nichts bei. Durch ihn werden bauliche und 

kommunikative Barrieren auf unabsehbare Zeit fortbe-

stehen.  

Aus der Sicht des VdK ist das Eröffnen von Teilha-

bechancen für Menschen mit Behinderungen durch die 

systematische Beseitigung von Barrieren nur dann mög-

lich, wenn auch die Privatwirtschaft in die Pflicht ge-

nommen wird. Hier sind aus unserer Sicht zwei zentrale 

Aspekte von Bedeutung.  

1. Die Benennung angemessener Übergangsfristen, in-

nerhalb derer die Privatwirtschaft ihre Güter und 

Dienstleistungen nach den allgemein anerkannten Re-

geln der Technik barrierefrei zu gestalten hat.  

2. Die Aufnahme angemessener Vorkehrungen, wie sie 

von der UN-BRK zur Beseitigung von Diskriminierung 

vorgesehen werden, als Instrument, das auch im Hin-

blick auf die Privatwirtschaft Anwendung findet.  

Hinsichtlich der Benennung angemessener Übergangs-

fristen halten wir angesichts der Erfahrungen, die in an-

deren Ländern wie zum Beispiel Österreich gemacht 

wurden, zehn Jahre für angemessen. Das führt dazu - 

das zeigen die bisherigen Erfahrungen -, dass sich die 

Privatwirtschaft und ihre Verbände auf die neuen Her-

ausforderungen einstellen können, ohne dass dies zu 

unbilligen Härten führt.  

In Bezug auf die Berücksichtigung angemessener Vor-

kehrungen unterstützt der VdK ausdrücklich die Vor-

schläge des Forums behinderter Juristinnen und Juris-

ten. Diese sehen vor, im vorgelegten Gesetzentwurf ei-

nen Artikel 1a zu ergänzen, der auf eine entsprechende 

Ergänzung des allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes 

abzielt. Wesentliche Intention dessen ist es, die Versa-

gung angemessener Vorkehrungen für Menschen mit Be-

hinderungen als unzulässige Benachteiligung im Sinne 

des AGG festzuschreiben und zugleich das Schlich-

tungsverfahren nach § 16 BGG analog zur Anwendung 

zu bringen.  

Abschließend möchte ich feststellen, dass der erwähnte 

Vorschlag des Forums behinderter Juristinnen und Ju-

risten auch vorsieht, das Instrument der Zielvereinba-

rung aufzuwerten. Das ist ein Ansatz, dem wir uns aus-

drücklich anschließen. Vorgeschlagen wird, dass dann, 

wenn die Umsetzung angemessener Vorkehrungen Ge-

genstand von Zielvereinbarungen ist und sich die Ziel-

vereinbarungsparteien nicht einigen können, ein 

Schlichtungsverfahren analog § 16 BGG möglich ist. 

Abgeordneter Birkwald (DIE LINKE.): Meine Frage geht 

an Frau Dr. Fix von der Caritas. Wie bewerten Sie, dass 

der neue Behinderungsbegriff der UN-Behinderten-

rechtskonvention nicht vollständig umgesetzt wurde 

und welche Auswirkungen kann dies in der Praxis ha-

ben? 

Sachverständige Dr. Fix (Deutscher Caritasverband 

e.V.): Es wurde auch vorher schon ausgeführt - und dem 

kann ich mich anschließen -, dass wir sehr bedauern, 

dass der § 3 den Begriff der UN-Behindertenrechtskon-

vention nicht voll umfänglich umsetzt, sondern nur von 

gleichberechtigter Teilhabe spricht. Aus unserer Sicht 

bedarf es unbedingt der Ergänzung der vollen und wirk-

samen Teilhabe, denn gleichberechtigte Teilhabe bedeu-

tet etwas anderes. Volle und wirksame Teilhabe bedeu-

tet Teilhabe in allen Lebensbereichen, also in allen Do-

mänen. Wirksame Teilnahme zielt darauf ab, dass die 

Maßnahmen, die seitens des Gesetzgebers oder auch in 

der Zivilgesellschaft ergriffen werden, auch wirkmäch-

tig werden müssen, also ein Ergebnis messen können 

müssen. Das geht weit über die Begrifflichkeit hinaus, 

die jetzt vorgesehen ist. 

Vorsitzende Griese: Das war die Fragerunde der Frak-

tion DIE LINKE. Ich muss jetzt etwas Selbstkritisches sa-

gen: Ich glaube, ich hätte immer vorher sagen sollen, 

wie lang die Fragerunden sind. Die sind natürlich unter-

schiedlich lang, je nach Stärke der Fraktionen. Nicht 

alle können sehen, dass hier eine Uhr läuft. Nur, damit 

Sie es zur Transparenz wissen, die Runde der CDU/CSU 

war 15 Minuten, die der SPD 10 Minuten, die der Lin-

ken und der Grünen, die jetzt gleich noch kommt, ist je-

weils acht Minuten. Damit hier auch Transparenz herge-

stellt ist und man nachvollziehen kann, auch wenn man 

die ablaufende Uhr nicht wahrnehmen kann. Das lernen 

wir noch für das nächste Mal. Ich habe es jetzt dazuge-

lernt, dass ich es ansagen sollte. Deshalb sage ich jetzt 

auch, dass die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN mit 

ihrer achtminütigen Fragerunde jetzt beginnt. Frau Rüf-

fer, bitte sehr. 

Abgeordnete Rüffer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Meine Frage geht an Matthias Rösch. Sie zielt nochmals 

auf die Zielvereinbarung. Mehr als die Hälfte eben jener 
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nach § 5 BGG wurde bisher in Rheinland-Pfalz ge-

schlossen. Das ist ja schon auffällig. Woran liegt das? 

Was läuft in Rheinland-Pfalz aus Ihrer Sicht anders als 

vielleicht in anderen Ländern und warum muss man 

konstatieren, dass insgesamt die absolute Zahl von Ziel-

vereinbarungen wirklich sehr gering ist? 

Sachverständiger Rösch: Wieso hat es in Rheinland-

Pfalz so gut geklappt mit den Zielvereinbarungen? Wo 

haben wir noch die Grenzen der Zielvereinbarungen er-

kannt? Als 2002 das Bundesbehindertengleichstellungs-

gesetz kam, haben wir uns in Rheinland-Pfalz auf den 

Weg gemacht, dieses Instrument zur Barrierefreiheit 

auch zu nutzen. Das war vor allen Dingen der damalige 

Staatssekretär und Landesbehindertenbeauftragte 

Richard Auernheimer, der gesagt hat, dass wir das nut-

zen wollen. Ich war damals Referent im Sozialministe-

rium und für den Bereich der Barrierefreiheit zuständig, 

zusammen mit meiner Kollegin Elke Klink. Dann lief 

das so, dass wir – besonders Auernheimer über die Kon-

takte zu Unternehmen – viel erreicht haben, zusammen 

mit den Kolleginnen und Kollegen in der Fachabteilung. 

Gemeinsam mit den Behindertenverbänden haben wir 

an diesen Zielvereinbarungen, an den Verhandlungen, 

an den Texten gearbeitet. Das ist eine sehr spannende 

Arbeit gewesen. Damals war das auch im Bereich der 

Wirtschaft, der Organisationsentwicklung, der Personal-

entwicklung ein ganz wichtiges Instrument und hatte 

durchaus seine Attraktivität. Wir konnten damit auch 

Zielvereinbarungen, z. B. die erste mit den Globus-Ein-

kaufsmärkten, erreichen. Wobei, ein Einkaufsmarkt auf 

der grünen Wiese und bauliche Barrierefreiheit, das 

passt schon einmal eher zusammen. Dort sind das Cor-

porate Design und die Kontraste doch etwas schwieri-

ger, zum Beispiel wo dann auch die Grenzen zu erken-

nen sind. Wir haben eine Zielvereinbarung mit dem 

Einzelhandelsverband. Aber dass sich wirklich etwas 

tut an den Stufen im Bestand, bei den kleinen Geschäf-

ten in der Mainzer Altstadt oder selbst in der Neustadt 

sowie im Vorort in der Fläche, das hatte nicht funktio-

niert. Da sind die Instrumente der Zielvereinbarung, 

das, was man auch mit den Partnern erreichen kann, 

viel zu wenig.  

Es gibt gute Zielvereinbarungen, wie zum Beispiel mit 

dem Sparkassenverband Rheinland-Pfalz, der ein ganz 

großes Engagement zeigte, alle Mitgliedinstitute mitzu-

nehmen. Es laufen Schulungen etc. Aber es gibt auch 

die Beispiele, wo die Zielvereinbarungen nicht funktio-

niert haben. Wir haben mit Hornbach-Baumärkten, ein 

Rheinland-Pfälzisches Unternehmen, eine Zielvereinba-

rung verhandelt, die lag unterschriftsfertig vor; das Un-

ternehmen wollte das nicht. Da haben sie gesagt: Wir 

haben SAP-Umstellungen, wir haben noch so viel zu 

tun! Das ging da nicht, selbst ein Anschreiben vom 

Staatssekretär hat sie nicht dazu bewogen, dass diese 

Zielvereinbarung noch abgeschlossen wurde. Sie steht 

seit über 10 Jahren im Zielvereinbarungsregister unter 

der Kategorie „in Verhandlung“. Dort sieht man ganz 

klar, wo die Möglichkeiten und Grenzen auch sind.  

Oder auch - das ist quasi ein Klassiker -, dass die Post 

Rampen bekommt. In den 70er Jahren hat sich schon die 

Behindertenbewegung darum gekümmert und Proteste 

gemacht. Mit den Zielvereinbarungen wäre das auch ein 

Ansatz gewesen, mit der Post und ihren Agenturen so-

wie Servicestellen, Vereinbarungen zur Barrierefreiheit 

herzustellen. Wir haben das in Rheinland-Pfalz ver-

sucht, es war zu schwierig. Nachdem das Bundeskom-

petenzzentrum Barrierefreiheit zum Projekt zur Förde-

rung der Zielvereinbarung da war - das ist ein tolles In-

strument und hat gut funktioniert, war aber leider zeit-

lich befristet. Es wurde auch noch auf Bundesverbands-

ebene daran gearbeitet, aber auch da hat man gesehen, 

nein, das Unternehmen wollte nicht, und man ist nicht 

weitergekommen. Deswegen ist mehr Verbindlichkeit 

und auch mehr Verpflichtung zum Abschluss von Ziel-

vereinbarungen der eine wichtige Weg zu gehen, um die 

Grenzen zu machen.  

Hierzu gab es vorhin auch Vorschläge, angemessene 

Vorkehrungen, die Einbindung in das BGG § 5 und vor 

allen Dingen in privatrechtlichen Bereichen ins AGG, 

dass dies helfen könnte, aber die Zielvereinbarungen er-

setzen nicht die gesetzlichen Regelungen zur Umset-

zung von Barrierefreiheit, auch für den privatrechtli-

chen Bereich – wie wir sie in anderen Ländern schon 

seit Jahren und Jahrzehnten kennen. In den USA gibt es 

seit 1990 den American Disabilities Act, der bei dem 

Thema der Barrierefreiheit ansetzt und sagt, Ihr müsst 

angemessene Vorkehrungen treffen - sie nennen das 

reasonable achievable, das Umsetzen nach der Wirt-

schaftsstärke -, aber Ihr müsst etwas tun. Und auch in 

Österreich und - ich kenne es aus meinem eigenen Erle-

ben - in Frankreich gibt es seit 2004 gesetzliche Bestim-

mungen zur Barrierefreiheit im Privatbereich für öffent-

liche Nutzung. Da sind wir in Deutschland leider immer 

weiter nach hinten gekommen, sind hinten dran. Leider 

ist der Gesetzentwurf auch nicht weitgehend genug.  



  

 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 

   
 

18. Wahlperiode Protokoll der 73. Sitzung 
vom 25. April 2016 

Seite 1210 

 
 

Abgeordnete Rüffer (DIE GRÜNEN): Da ist auch der Ele-

fant im Raum. Das Problem ist, dass dieser Gesetzent-

wurf den privatwirtschaftlichen Bereich weitestgehend 

ausblendet und auch keine Änderungen im AGG vor-

sieht. Daran knüpft meine nächste Frage an. Wie schät-

zen Sie denn die Möglichkeiten ein, allein durch das 

Baurecht und durch Überzeugungsarbeit in diesem Feld 

weiterzukommen? Und vielleicht noch ein zweiter Teil 

zu der Frage: Gibt es Anlass dazu, Angst haben zu müs-

sen, dass eine Einbindung der Privatwirtschaft zu größe-

ren Problemen führen könnte? 

Sachverständiger Rösch: Das Baurecht ist wichtig. Wir 

haben letztes Jahr auch in Rheinland-Pfalz die Landes-

bauordnung novelliert und dort einiges mit hineinbe-

kommen, was über die Musterbauverordnung hinaus-

geht. Oder auch der Bereich der Arbeitsplätze, die Barri-

ereverpflichtung mit Dr. Reinhard Göhner wurde hin-

eingenommen. Leider fehlt das noch beim BGG-Ent-

wurf. Es wär ganz wichtig, dass das auch bei den Bun-

desbauten mit dabei ist. Das funktioniert halt nur für 

Neubau, Umbau und Sanierung, aber eben nicht für den 

Bestand, für bestehende Einrichtungen. Wenn man 

sieht, wie lange Gebäude stehen oder auch wie lange 

teilweise Internetangebote am Netz sind usw., da reicht 

es halt eben nicht aus.  

Wir müssen im Bestand noch bessere Regelungen fin-

den, wie Barrierefreiheit umgesetzt wird. Überzeugung 

und Diskussion sind wichtig und gut, weil ohne die 

Barriere in den Köpfen zu beseitigen, geht es halt auch 

nicht. Die Verbände, ich als Beauftragter, die kommuna-

len Beauftragten, machen das tagtäglich. Aber man muss 

halt auch wirklich Instrumente haben, als ultima ratio 

sozusagen, dass wenn irgendwann Diskussionen nicht 

mehr fruchten, die Leute auf ihren Stufen bestehen und 

ignorant sind, dass man dann auch sagt, „Nein, es gibt 

auch etwas anderes, wir können klagen und es gibt 

Sanktionsmöglichkeiten“. Das sind wichtige Instru-

mente, die wir noch viel zu wenig haben, die wir noch 

entwickeln müssen. Schiedsstellen sind ein erster wich-

tiger Schritt. Aber wir brauchen auch noch stärkere In-

strumente und stärkere Verpflichtungen dazu. 

Vorsitzende Griese: Vielen Dank. Jetzt wären noch zehn 

Sekunden übrig. Aber in denen kann man keine Frage 

mit Antwort unterbringen. Dann war das die Runde 

durch alle Fraktionen. Bevor wir jetzt in die zweite 

Runde kommen, wo CDU/CSU und SPD nochmals dran 

sind, und dann in die freie Runde, übergebe ich an mei-

nen Stellvertreter, den Stellvertretenden Ausschussvor-

sitzenden, Herrn Zimmer. 

Der stellv. Vorsitzende Prof. Dr. Zimmer übernimmt die 

Leitung der Sitzung. 

Stellvertretender Vorsitzender Prof. Dr. Zimmer: Einen 

schönen guten Tag auch von meiner Seite. Wir haben in 

der Runde der CDU/CSU zunächst den Kollegen Hubert 

Hüppe. 

Abgeordneter Hüppe (CDU/CSU): Ich habe eine Frage 

an Herrn Bethke. Wie könnte eine Bundesfachstelle für 

Barrierefreiheit besetzt werden? Welche Interessens-

gruppen sollten Ihrer Ansicht nach vertreten sein? Hal-

ten Sie es auch für richtig, wenn in der Schiedsstelle 

entsprechend Menschen mit Behinderung vertreten wä-

ren? 

Sachverständiger Bethke (Deutscher Blinden- und Seh-

behindertenverband e. V.): Ja, ich halte es für entschei-

dend, dass, wenn man über Barrierefreiheit spricht, 

auch die Menschen eingebunden sind, für die man Bar-

rierefreiheit gestalten will. Das ist die Erfahrung des 

Bundeskompetenzzentrums Barrierefreiheit der letzten 

sieben Jahre gewesen. Der Erfolg dort hat im Wesentli-

chen darauf beruht, dass Menschen mit unterschiedli-

chen Behinderungen einbezogen waren und dass die 

Expertise zu unterschiedlichen Schwerpunktbereichen 

vorhanden war. Also, sagen wir, der Bereich Bauen und 

Verkehr, der Bereich Informationstechnik, der Bereich 

Kommunikation einmal in Richtung Gebärdensprache 

und Kommunikationsformen und –hilfen - auf diese 

Weise und andererseits auch Richtung leichte Sprache. 

Das bezieht sich einmal, wenn wir uns jetzt die Bundes-

fachstelle vornehmen, sicherlich auf den Bereich des 

Beirats, der eine entsprechende Zusammensetzung vor-

sieht. Das sollte aber auch in der hauptamtlichen Beset-

zung berücksichtigt werden.  

Bei der Schlichtungsstelle wird man sehen müssen, Fa-

chexpertise und Betroffenheit zusammenzubringen. Das 

ist ja etwas kleiner zugeschnitten und auch da würde 

ich es natürlich für sinnvoll erachten, auch behinderte 

Menschen mit einzubeziehen. Ggf. muss man, wenn es 

denn es so wäre, für eine Bundesfachstelle und eine 

Schlichtungsstelle beispielsweise auch ihren Aufgaben-

bereich auch auf den Privatbereich erweitern; dann 

hätte man mit so einer Besetzung überhaupt keine Prob-

leme, weil man dann auch genügend Personal braucht 
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und auch entsprechend behinderte Menschen einbezie-

hen könnte. 

Abgeordneter Hüppe (CDU/CSU): Eine Frage an Herrn 

Sieger. Wie könnte ein Verfahren aussehen und welche 

Kriterien sollten angesetzt werden, um über die Mittel-

vergabe zur Teilhabeförderung an die Selbstvertretungs-

organisationen zu entscheiden? 

Sachverständiger Dr. Sieger (Sozialverband VdK 

Deutschland e. V.): Ich bin der Ansicht, dass das Verfah-

ren so ablaufen sollte, dass auch die Verbände behinder-

ter Menschen ein gerüttelt Maß an Einfluss haben soll-

ten, und dabei wird vor allen Dingen auch definiert, 

was für sie letzten Endes der partizipative Ansatz ist, 

der damit laut Gesetz verfolgt wird. 

Abgeordnete Dr. Freudenstein (CDU/CSU): Meine Frage 

richtet sich an Prof. Welti, Herrn Dr. Mertin und Herrn 

Richard. Welche Folgen hätte eine Erweiterung des Re-

gelungsentwurfs zur Berücksichtigung des BGG bei in-

stitutionellen Förderungen auch auf Projektförderun-

gen? 

Sachverständiger Prof. Dr. iur. Welti: Jede Erweiterung 

an dieser Stelle, die dafür sorgt, dass öffentliche Mittel 

nur eingesetzt werden für Dinge, die auch barrierefrei 

zugänglich sind, ist grundsätzlich sinnvoll. Insofern 

wäre das ebenso zu begrüßen wie eine stärkere Veranke-

rung im Vergaberecht.  

Sachverständiger Dr. Mertins (Deutscher Landkreistag): 

Unsere Bedenken dabei sind - und wir haben dagegen 

Bedenken -, dass es eine Belastung für ehrenamtliches 

Engagement sein kann. Ein ehrenamtliches Engagement 

hängt natürlich wesentlich davon ab, Mittel zu bekom-

men, um arbeiten zu können. Wenn man nun entspre-

chende Vorgaben in dem Bereich macht, wäre unsere 

Sorge, dass das eine Schwelle ist, über die viele Ehren-

amtler nicht kommen.  

Sachverständiger Richard: Es gibt einige Landesbehin-

dertengleichstellungsgesetze, die eine solche Regelung 

enthalten, das von Sachsen-Anhalt, das von Baden-

Württemberg, glaube ich, und auch das von Branden-

burg. Wir haben mit dieser Regelung gute Erfahrungen 

gemacht. Man muss dabei unterscheiden zwischen der 

Verpflichtung auf Barrierefreiheit im engeren Sinne im 

Zusammenhang mit der Ausreichung von Zuwendun-

gen für Projektförderungen und der Verpflichtung allge-

mein auf die Ziele des Behindertengleichstellungsgeset-

zes.  

Der zweite Punkt, die Verpflichtung auf die Ziele des 

Behindertengleichstellungsgesetzes sollte im Sinne von 

disability mainstreaming - das heißt, die Belange von 

Menschen mit Behinderungen bei allen Entscheidungen 

immer mitdenken - in jedem Fall vor Erlass einer Zu-

wendungsrichtlinie geprüft werden. Man sollte sich im-

mer überlegen, wie wirkt diese Förderung jetzt auf die 

Teilhabe von Menschen mit Behinderungen, und müs-

sen möglicherweise im Sinne von materieller Gleichbe-

rechtigung hier besondere Regelungen enthalten sein, 

um die Teilhabe von Menschen mit Behinderungen zu 

ermöglichen. Das ist der eine Punkt, der auch nicht an 

Bagatellgrenzen festzumachen ist. Dieser kann z. B. für 

die Jugendfreizeitmaßnahmen, die natürlich inklusiv ge-

fördert werden sollen und nicht exklusiv, auch im Baga-

tellbereich sinnvoll sein. 

 Bei der Barrierefreiheit kommt es darauf an, ob die Zu-

wendung Belange der Barrierefreiheit berührt. Tut sie 

das, dann sollte sie in jedem Fall auch immer im Sinne 

des Behindertengleichstellungsgesetzes in die Projekt-

förderung mit Eingang finden. Das aus einem ganz ein-

fachen Grund: Der Staat sollte nie Mittel investieren, die 

auf Sicht nicht nachhaltig wirken, die nicht von allen 

Menschen auf Dauer genutzt werden können. Fördere 

ich heute eine Investition, muss diese für alle im Sinne 

eines universellen Designs nutzbar sein. Ansonsten gebe 

ich das Geld zum Teil nicht besonders wirtschaftlich 

aus.  

Abgeordneter Schiewerling (CDU/CSU): Meine Frage 

geht an die Lebenshilfe. In Ihrer Stellungnahme sagen 

Sie, dass die Zielgruppe Menschen mit psychischen be-

ziehungsweise seelischen Erkrankungen im Entwurf 

nicht ausreichend berücksichtigt wurde. Welche kon-

kreten Änderungsvorschläge für diese Personengruppe 

haben Sie? 

Sachverständige Dr. Leonhard (Bundesvereinigung Le-

benshilfe e. V.): Wir haben die Erfahrungen, haben auch 

entsprechende Rückmeldungen, dass auch die Leichte 

Sprache in Einzelfällen ein sinnvoller Bereich für diese 

Personengruppe wäre. Deswegen hatten wir auch ge-

wisse Bedenken wegen der Verengung auf den Perso-

nenkreis der Menschen mit geistiger Behinderung. 

Abgeordnete Schmidt (Ühlingen) (CDU/CSU): Ich 

möchte noch einmal Herrn Richard und Frau Dr. Fix 
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vom Caritasverband fragen. Ist nach Ihrer Einschätzung 

die Erweiterung des benachteiligten Geschlechts um 

weitere Benachteiligungsgründe geeignet, um das Be-

nachteiligungsverbot von Frauen zu stärken?  

Sachverständige Dr. Fix (Deutscher Caritasverband 

e. V.): Wir begrüßen außerordentlich, dass § 2 auf wei-

tere Benachteiligungsgründe erweitert wurde. Das wird 

auch die Rechte von Frauen stärken. Frauen und Mäd-

chen sind in besonders vielfältiger Weise wegen ihrer 

Behinderungen gefährdet, Opfer von Gewalt und Beläs-

tigung zu werden. Daher ist es besonders sinnvoll, in 

diesem Paragraphen mehrere Benachteiligungsgründe 

etwa wegen Alters oder Migrationshintergrund zu ver-

knüpfen. Hier ist die ganze Palette des § 1 AGG denk-

bar. Wir begrüßen aus diesem Grund sehr die Erweite-

rung der Vorschriften und sehen die Rechte von Frauen 

und Mädchen dadurch gestärkt.  

Sachverständiger Richard: Das sehe ich genauso. Die 

UN-BRK sieht in den Belangen von Frauen mit Behinde-

rungen bereits eine mehrfache Benachteiligung und for-

dert die Vertragsstaaten auf, das anzuerkennen. Das tut 

das Behindertengleichstellungsgesetz auch und geht 

noch einen Schritt weiter, indem es auch darüber hin-

ausgehende Benachteiligungen, wie zum Beispiel Mig-

rationshintergrund, das Alter und dergleichen mehr, 

auch in dieser Addition als Berücksichtigungswert aner-

kennt. Damit ist die besondere Situation von mehrfach 

benachteiligten Menschen in den Mittelpunkt gerückt. 

Das ist sehr wichtig für staatliche Interventionen, eben 

alle Belange von Menschen mit Behinderungen in den 

Blick zu nehmen und auch in ihrem Zusammenwirken 

zu begreifen. Besonders gut finde ich, dass dies auch 

über die Geschlechter hinweg in dem neuen Entwurf 

festgelegt wird, denn die Mehrfachdiskriminierung 

kann natürlich auch Männer und Jungen betreffen.  

Abgeordneter Lagosky (CDU/CSU): Meine Frage geht 

nochmals an Klaus-Peter Wegge und Robert Richard. 

Können Verpflichtungen Privater zur Verbesserung der 

Barrierefreiheit beitragen? Kleine und mittelständische 

Unternehmen haben in der Regel eine nicht allzu starke 

Expertise auf diesem Gebiet und auch nicht die finanzi-

ellen und personellen Ressourcen dafür. Wie können 

kleine und mittelständische Unternehmen für diese Ar-

beit für mehr Barrierefreiheit motiviert werden? 

Sachverständiger Wegge: Es ist schwierig, eine schnelle 

Antwort zu geben. Kleine und mittelständische Unter-

nehmen sind in vielen Fällen sehr wohl in der Lage, 

Barrierefreiheitsanforderungen zu erfüllen. Sie nutzen 

häufig Mechanismen wie zum Beispiel Onlineshops, 

welche weit verbreitet sind. Es gibt nur relativ wenige 

Ausnahmen, in denen mittelständische Unternehmen 

„Standardlösungen“ nicht nutzen können. Die Motiva-

tion zur Umsetzung der Barrierefreiheit ist sicherlich et-

was schwieriger und hochgradig abhängig von dem je-

weiligen Angebot. Die Frage ist, ob es sich um eine 

Dienstleistung, ein Produkt für den Einzelkauf oder ein 

öffentlich zugängiges Produkt handelt.  

Sachverständiger Richard: Aus Ihrer Frage entnehme 

ich zweierlei: Nämlich einmal, welchen Sinn macht es, 

auch kleine oder Kleinstunternehmen auf die Barriere-

freiheit zu verpflichten? Können kleine Unternehmen 

das überhaupt leisten? Der zweite Punkt - wenn ich das 

richtig verstanden habe - geht dahin: Wie kann ich 

kleine Unternehmen für das Vorhaben der Schaffung 

von Barrierefreiheit gewinnen?  

Zu dem ersten Punkt: Natürlich müsste man, würde 

man den Vorschlägen folgen, die österreichische Lösung 

zur Bekämpfung von indirekter Diskriminierung, sprich 

die §§ 5 und 6 des Österreichischen Gleichstellungsge-

setzes, Eingang finden zu lassen in das deutsche AGG,  

und an anderer Stelle würde man dann auch die Ange-

messenheit untersetzen müssen. Die Angemessenheit 

von Vorkehrungen, um Barrierefreiheit herzustellen, 

macht man natürlich auch fest an der wirtschaftlichen 

Kraft des Unternehmens. Hier gibt es aus der Entschei-

dungspraxis der anderen Länder, die das haben, gute 

Beispiele, wo die Belastungsgrenze für kleine Unterneh-

men liegt, und dies auch im Vergleich zu dem Nutzen, 

den das dann hat für Menschen mit Behinderungen. 

Hier müsste man sich die Rechtsprechung oder auch die 

Schlichtungssprüche angucken, um hier die Erfahrung 

nutzbar zu machen, auch für den Deutschen Rechts-

kreis.  

Zum rechtlichen Hintergrund und zur Frage, wie man 

kleine Unternehmen gewinnen kann, sich mehr für Bar-

rierefreiheit einzusetzen. Da müsste man stark auf Auf-

klärungsarbeit setzen. Tatsächlich ist es so, dass viele 

Bereiche noch nicht erkannt haben, welche Markter-

schließungspotentiale, insbesondere vor dem Hinter-

grund einer alternden Gesellschaft, noch schlummern 

und warten, entdeckt zu werden. Gerade für die kleinen 
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Unternehmen ist es wertvoll, diese Märkte zu erschlie-

ßen. Es ist geradezu ein wirtschaftlicher Faktor, Barrie-

refreiheit zu verwirklichen. 

Stellvertretender Vorsitzender Prof. Zimmer: Es bleiben 

noch zwanzig Sekunden. Ich glaube, das lassen wir 

dann und gehen zur Runde der SPD. Die Frage kommt 

von Kollegin Mast.  

Abgeordnete Mast (SPD): Meine Frage geht an die Le-

benshilfe, an Frau Dr. Leonhard. Nach dem neuen § 11 

sollen Träger der öffentlichen Gewalt Menschen mit 

geistigen Behinderungen Bescheide und andere Schrift-

stücke ab 2018 auf Verlangen hin in Leichter Sprache 

erläutern. Welche Auswirkungen hat es, wenn bei etwa-

igen Verletzungen Rechtsvertretungsbefugnisse, Ver-

bandsklagen und Schlichtungsverfahren genutzt werden 

können? 

Sachverständige Dr. Leonhard (Bundesvereinigung Le-

benshilfe e. V.): Ihre Frage impliziert jetzt, dass es einen 

Rechtsanspruch auf die Erläuterung von Bescheiden 

und anderen Dokumenten in Leichter Sprache gibt, 

denn nur dann kämen die eben von Ihnen erwähnten 

Instrumente tatsächlich zur Anwendung. Dies ist aber 

nicht der Fall.  

Tatsächlich sieht der Gesetzentwurf nur vor, dass be-

stimmte Träger öffentlicher Gewalt - und hier sind auch 

die Landesverwaltungen, die Bundesrecht ausführen, 

leider ausgenommen - ab 2018 Menschen mit geistiger 

Behinderung Bescheide, Allgemeinverfügungen und an-

dere Vordrucke in Leichter Sprache erläutern sollen. Es 

gibt keinen Anspruch auf diese Erläuterung. In der 

Folge nimmt auch § 14, der die Vertretungsbefugnisse 

in verwaltungs- und sozialrechtlichen Verfahren regelt, 

nicht Bezug auf den § 11, auf die Leichte Sprache, und 

ist deswegen nicht nutzbar.  

Gleiches gilt für die in § 15 des Gesetzentwurfs geregel-

ten Verbandsklagen. Auch hier kann, wenn eine Bun-

desbehörde dem Verlangen eines Menschen mit geisti-

ger Behinderung nach Erläuterung nicht nachkommt, 

ein Verband keine Verbandsklage erheben. Die Leichte 

Sprache ist hier auch nicht umfasst worden.  

Schließlich steht auch das neu eingeführte Schiedsstel-

lenverfahren einem Menschen mit geistiger Behinde-

rung in einem solchen Fall, wenn ein Bescheid nicht er-

läutert wird, ebenfalls nicht zur Verfügung. Da kann we-

der eine Einzelperson noch ein entsprechender Verband 

wegen der Versagung Leichter Sprache die Schiedsstelle 

anrufen. Dass die eben genannten Instrumente in Bezug 

auf die Leichte Sprache nicht zur Verfügung stehen, be-

dauert die Lebenshilfe sehr. Denn gerade Menschen mit 

geistigen Behinderungen haben oft Schwierigkeiten bei 

der Durchsetzung der Inanspruchnahme ihrer Rechte. 

Deswegen wären diese Instrumente, wo auch Verbände 

eine große Rolle spielen können, eine wichtige Unter-

stützung und Hilfe.  

Wir begrüßen sehr, dass die Leichte Sprache im Gesetz-

entwurf Aufnahme gefunden hat, finden aber, dass die 

bloße Sollvorschrift eindeutig zu wenig ist. Es müsste 

Möglichkeiten geben, einen Anspruch zu haben, der tat-

sächlich durchsetzbar ist. Wenn Vertretungsbefugnisse, 

Verbandsklagen und Schlichtungsverfahren zum Ein-

satz kommen könnten, dann erwarten und erhoffen wir 

uns davon, dass Leichte Sprache effektiver zum Einsatz 

kommt und auch eine größere Verbreitung erlangt.  

Im Übrigen verstehen wir nicht - das ist aus unserer 

Sicht nicht nachvollziehbar-, warum die Barrierefreiheit 

zum Beispiel bei Gebärdensprache selbstverständlich ist 

- darauf besteht ein Anspruch - und dass das im Hin-

blick auf die Leichte Sprache nicht erfolgt ist. Hier se-

hen wir ein echtes Manko im Gesetzentwurf.  

Abgeordnete Kolbe (Leipzig) (SPD): Auch meine Frage 

geht an Frau Leonhard von der Lebenshilfe. Es ist ei-

gentlich die gleiche Frage, die die Union schon einmal 

an den Landkreistag gestellt hat. Die Frage ist, welche 

Angebote sollten aus Ihrer Sicht im Fokus der Bundes-

fachstelle für Barrierefreiheit stehen?  

Sachverständige Dr. Leonhard (Bundesvereinigung Le-

benshilfe e. V.): Wir halten die Aufgabenstellung für zu 

eng, zu zurückhaltend und zu wenig initiativ im Hin-

blick auf die Bundesfachstelle. Wir hätten uns ge-

wünscht, dass die Bundesfachstelle die erfolgreiche Ar-

beit des Bundeskompetenzzentrums für Barrierefreiheit 

fortsetzen kann, das sehr eigeninitiativ gehandelt hat. 

Im Einzelnen:  

Die bloße Begleitung von Forschungsvorhaben halten 

wir für zu wenig. Wir halten es für ganz wichtig, dass 

die Bundesfachstelle selbst Forschungsvorhaben initiie-

ren kann. Gerade im Hinblick mit Menschen mit geisti-

ger Behinderung wäre das sehr wichtig. Denn hier gibt 

es viele Wissenslücken, was Barrierefreiheit im Hin-

blick auf Menschen mit Behinderungen bedeutet. Das 

Bundeskompetenzzentrum hat erste Impulse gesetzt. Es 
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hat in einem Projekt erste Kriterien benannt. Hier wäre 

weitere Forschung notwendig.  

Auch die Bereitstellung von unterstützenden Informati-

onen zur Herstellung von Barrierefreiheit halten wir für 

unzureichend. Hier müsste die Entwicklung von Stan-

dards und Konzepten zur Barrierefreiheit im Vorder-

grund stehen, und auch eine Begleitung bei deren Um-

setzung.  

Über die bloße Bewusstseinsbildung und Öffentlich-

keitsarbeit hinaus müssten gute Beispiele für Barriere-

freiheit bekannt gemacht, verbreitet werden und Wer-

bung gemacht werden, dass diese umgesetzt werden, da-

mit klar ist, was Barrierefreiheit ist.  

Schließlich müsste es zu den Aufgaben der Bundesfach-

stelle aus unserer Sicht gehören, Schulungen für Bun-

desbedienstete durchzuführen oder überhaupt für Be-

dienstete der öffentlichen Verwaltung, die mit der Um-

setzung der BRK betraut sind. Denn was Barrierefreiheit 

bedeutet - es wäre einfach wichtig, dass dies gut be-

kannt ist und umgesetzt werden kann in der Verwal-

tung.  

Abgeordnete Tack (SPD): Meine Frage geht an Herrn 

Prof. Welti zu den Möglichkeiten des Verbandsklage-

rechts. Die Frage, wie bewerten Sie dieses in der Ausge-

staltung des Gesetzes? 

Sachverständiger Prof. Dr. iur. Welti: Das Verbandskla-

gerecht ist bisher zu wenig genutzt worden, weil die 

Verbände denken, die Verfahren dauern lange, haben ei-

nen ungewissen Ausgang. Es wäre wichtig, dass nicht 

nur Feststellungsklagen, sondern auch Leistungs- und 

Unterlassungsklagen möglich sind, weil der Streit nicht 

nur darum geht, ob barrierefrei, sondern auch wie barri-

erefrei. Das kann das Gericht dann klären, sonst muss 

man mehrmals zu Gericht, das ist für niemanden hilf-

reich.  

Bei den jetzt einbezogenen öffentlichen Stellen in pri-

vatrechtlicher Form und den Verkehrsunternehmen ist 

es nicht so, wie die Begründung annimmt, dass sie an 

Feststellungsurteile auf jeden Fall gebunden sind. Au-

ßerdem sollten die Verbandsklagen auch bei Verstößen 

gegen die Regelung zu baulichen Maßnahmen aus An-

lass von Umbauten, Anmietung und Bestandsaufnah-

men nach § 8 und b, wie Frau Dr. Leonhard gesagt hat, 

auch bei den Regelungen zur Verständlichkeit in Leich-

ter Sprache möglich werden.  

Stellvertretender Vorsitzender Prof. Dr. Zimmer: Wir 

kommen somit zur freien Runde. Die erste Frage kommt 

vom Kollegen Birkwald.  

Abgeordneter Birkwald (DIE LINKE.): Meine Frage geht 

an Frau Dr. Fix. Warum ist es aus Ihrer Sicht problema-

tisch, dass die Bundesfachstelle für Barrierefreiheit bei 

der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft, Bahn 

und See angesiedelt werden soll? Was wäre aus Ihrer 

Sicht eine Alternative? Welche weiteren Aufgaben soll 

die Bundesfachstelle erhalten?  

Sachverständige Dr. Fix (Deutscher Caritasverband 

e. V.): Aus unserer Sicht ist es tatsächlich problema-

tisch, die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft, 

See und Bahn als Träger für die Bundesfachstelle zu 

wählen, denn sie ist selber Rehabilitationsträger. Die 

Aufgaben, die sie zu erfüllen hat, kommen aber von den 

Menschen mit Behinderungen und auch von den Trä-

gern öffentlicher Gewalt. Somit kann natürlich leicht 

ein Interessenskonflikt entstehen. Wir plädieren dafür, 

die Trägerschaft der Bundesfachstelle bei einer eigenen 

Stiftung oder Anstalt anzusiedeln - auch gemeinsam ge-

tragen von staatlichen und nichtstaatlichen Stellen in 

enger Zusammenarbeit mit der Bundesbehindertenbe-

auftragten, der Antidiskriminierungsstellte und der Mo-

nitoringstelle des Bundes. Wie schon einer meiner Vor-

redner aufgeführt hat - ich glaube, es war Frau Dr. Leon-

hard -, sehen wir auch noch Ergänzungsbedarf dahinge-

hend, dass die Bundesfachstelle die Entwicklung von 

Standards und Konzepten begleiten soll.  

Abgeordnete Rüffer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Meine Frage geht noch einmal an Frau Dr. Fix und be-

trifft einen unserer Vorschläge aus dem Antrag. Wir for-

dern nämlich die Novellierung des BGG dazu zu nut-

zen, den Wahlrechtsausschluss von Menschen mit Be-

hinderungen endlich zu streichen. Wir wissen, dass die 

Caritas diese Forderung teilt. Vielleicht könnten Sie er-

läutern, was man rechtlich machen müsste, um zu die-

sem Ziel zu gelangen?  

Sachverständige Dr. Fix (Deutscher Caritasverband 

e. V.): Eine kurze Antwort darauf. In der Tat unterstützt 

die Caritas und ihr Fachverband CBP, gemeinsam mit 

der Lebenshilfe, Klagen von acht Menschen mit Behin-

derungen, die wegen der Verfügung der Betreuung in al-

len Angelegenheiten 2013 bei der Bundestagswahl vom 

Wahlrecht ausgeschlossen waren. Insofern und nicht 

nur vor dem Hintergrund dieser Klagen setzen wir uns 
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seit Jahren für eine Änderung des Wahlrechts ein. Es be-

darf einer Änderung im Bundeswahlgesetz. § 13 Nr. 2 

und 3 müssen gestrichen werden. Auch das Europa-

wahlgesetz muss entsprechend geändert werden, damit 

Menschen, für die in allen Bereichen ihres Lebens eine 

Betreuung eingerichtet ist, und  auch Menschen, die 

eine Straftat im Stande der Schuldunfähigkeit begangen 

haben und infolgedessen in einer psychiatrischen Kli-

nik untergebracht sind, das Wahlrecht nicht vorenthal-

ten wird. Wir hoffen, dass noch in dieser Legislaturperi-

ode vielleicht bei einer Änderung des Wahlrechts eine 

entsprechende Initiative auf den Weg gebracht wird.  

Abgeordneter Schummer (CDU/CSU): Meine Frage geht 

an den Vertreter der Schwerbehindertenvertretungen, 

die einen wichtigen Teil der Barrierefreiheit in den Un-

ternehmen durchsetzen können. Welche logistische Un-

terstützung brauchen Sie, um entsprechend in den Un-

ternehmen, nicht nur in den Bundesunternehmen, et-

was zu bewirken? Wie kann dann Barrierefreiheit auch 

in der Kommunikation gestärkt werden? Was sagen Sie 

da aus der Praxis?  

Sachverständiger Dr. von Boehmer (Arbeitsgemein-

schaft der Schwerbehindertenvertretungen des Bundes): 

Mein Erfahrungsschatz speist sich vornehmlich aus dem 

Bereich des öffentlichen Dienstes, insbesondere des 

Bundesdienstes, so dass ich über die Privatwirtschaft 

hier in dem Kreise wenig beitragen kann. Gerne außer-

halb der Sitzung habe ich einige persönliche Einschät-

zungen.  

In der Kommunikation, glaube ich, ist es wichtig zu un-

terstreichen, dass der Nutzen der Barrierefreiheit nicht 

singulär immer bei einzelnen schwerbehinderten Perso-

nen zu sehen ist. Meist ist es eine Verbesserung der all-

gemeinen Lebensqualität. Also, eine Rampe nutzt auch 

dem Boten, dem Caterer, der Mutter oder dem Vater, die 

mit dem Kinderwagen vorbeikommen. Das heißt, hier 

gilt es zu schauen, hat man einen Anfasser, der einen 

sehr viel breiteren Nutzen auch darstellt. Das hilft aus 

meiner Erfahrung in der Kommunikation mit Arbeitge-

bern.  

Abgeordneter Dr. Rosemann (SPD): Die letzte Frage 

geht an Herrn von Boehmer. Bei der Durchführung in-

vestiver Baumaßnahmen sollen auch in Gebäudeteilen 

Barrieren abgebaut werden, die nicht direkt von den 

Baumaßnahmen betroffen sind, sofern diese Gebäude-

teile dem Publikumsverkehr dienen. Wie bewerten Sie 

denn die Forderung zahlreicher Verbände, diese Rege-

lung auch dann anzuwenden, wenn die Gebäudeteile 

nicht dem Publikumsverkehr dienen?  

Sachverständiger Dr. von Boehmer (Arbeitsgemein-

schaft der Schwerbehindertenvertretungen des Bundes): 

Ich denke, dass ist hier ein sinnvoller Schritt, der hier 

gegangen wird. Es gibt große Widerstände, dieses weiter 

auszudehnen. Wir haben im SGB IX und in der Arbeits-

stättenverordnung Regelungen, die ohnehin, was die Ar-

beitsplätze anbelangt, hier das Pendant dazu darstellen. 

Ich denke, mit einer extensiven Auslegung des Publi-

kumsverkehrs - zum Beispiel, wo bewegen sich überall 

Besuchergruppen in den Häusern - kann man hier schon 

ein ganzes Stück vorankommen. 

Stellvertretender Vorsitzender Prof. Dr. Zimmer: Herz-

lichen Dank, meine Damen und Herren. Damit ist un-

sere heutige Anhörung beendet. Ich danke den Gästen 

für das Interesse und den Sachverständigen dafür, dass 

Sie uns hier Rede und Antwort gestanden haben. Ich 

danke den Kolleginnen und Kollegen für die klugen 

weiterführenden und tiefgehenden Fragen. Die Sitzung 

ist geschlossen.  

Ende der Sitzung: 15.17 Uhr  
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